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Niederschrift Nr. 12 
über die öffentliche Sitzung der Gemeindeversammlung Bergewöhrden 

am Montag, 12. Dezember 2016, im Haus des Bürgermeisters Jochen Block in Berge-
wöhrden 

 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:50 Uhr 
 
Anwesend sind: 
Herr Jochen Block 
Herr Bernd Rohwedder 
Frau Tanja Duncker 
Herr Uwe Schmidt 
Herr Gert-M. Wegner 
Herr Thomas Thomsen 
Frau Andrea Possel 
Herr Jens Dethlefs 
Frau Ramona Thomsen 
Herr Walter Rohwedder 
Herr Michael Röttger 
Frau Kerstin Dziersan 
 
Von der Verwaltung: 
Frau Mareike Hansen als Protokollführerin 
 
 
Die Beschlussfähigkeit der Versammlung wird festgestellt. Die Einladung ist frist – und 
formgerecht erfolgt. Einwände werden nicht erhoben.  
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Genehmigung der Niederschrift Nr. 11 vom 18.10.2016 

3. Mitteilungen 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2017 mit mittelfristiger Finanzplanung für die Finanzplanjahre 2016 bis 2020 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Mitgliedschaft im Sparkassen-
Zweckverband 

6. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
der Gemeinde Bergewöhrden über die Erhebung einer Hundesteuer 

hier: gefährliche Hunde 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Satzung für Sondervermögen der Ge-
meinde Hollingstedt für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr 
Hollingstedt 

8. Wegeangelegenheiten 

9. Eingaben und Anfragen 
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TOP 1. Einwohnerfragestunde   
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
TOP 2. Genehmigung der Niederschrift Nr. 11 vom 18.10.2016   
 
Beschluss: 
Die Niederschrift Nr. 11 vom 18.10.2016 wird genehmigt.  
 
Stimmenverhältnis: 
einstimmig 

 
 
TOP 3. Mitteilungen   
 

Der Bürgermeister teilt Folgendes mit: 
 

- Es hat eine Versammlung der S-H Netz AG stattgefunden. Hier wurde unter ande-
rem mitgeteilt, dass die Strompreise um 14% steigen werden. 

- Die Beiträge für die KiTa Hennstedt werden demnächst erhöht. Die Kosten für U3-
Kinder werden sich auf ca. 400,- € belaufen.  

- Bei der Amtsausschusssitzung wurde unter anderem über den Breitbandausbau 
sowie über das Thema TenneT gesprochen. Außerdem wurden neue Schätzer für 
die Ermittlung des Wertes von Tieren gem. § 66 Tierseuchengesetz bestellt.  

 
 
TOP 4. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2017 mit mittelfristiger Finanzplanung für die Finanzplanjahre 2016 
bis 2020  
 
Information: 
 
Der Haushalt kann auch in 2017 nicht ausgeglichen werden. Dies ist hauptsächlich be-
dingt durch den Ansatz für Unterhaltung der Gemeindestraßen, der durch die Sanie-
rungskosten für den Wegeunterhaltungsverband mit 12.000 € eingeplant wird. 
 
Erfreulicherweise liegt die Gewerbesteuereinnahme 2016 bei 10.000 € (Ansatz: 300 €), 
was in der Haushaltsplanung ab 2017 mit höheren Erträgen berücksichtigt wird. 
 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Bergewöhrden 
für das Haushaltsjahr 2017 

 
 
Aufgrund der §§ 95 ff. der Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindeversammlung 
vom ........................... – und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde -  folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 
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1. im Ergebnisplan mit   

 einem Gesamtbetrag der Erträge auf      41.300 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 53.100 EUR 

 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 11.800 EUR 

    

2. im Finanzplan mit   

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit auf 

41.300 EUR 

 einem Gesamtbetrage der Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit auf 

53.100 EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit 
auf 

0 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit 
auf 

500 EUR 

    
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 
 
1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnahmen auf 
0 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen auf 

0 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewie-
senen Stellen auf 

0 Stellen. 

 
§ 3 

 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer   

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe (Grundsteuer A) 

280 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 260 % 

2. Gewerbesteuer 310 % 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeis-
terin ihre oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 95 d Gemeindeordnung erteilen 
kann, beträgt 550,00 EUR. 
 

§ 5 
 
Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder 
Investitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investiti-
on oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 10.000,00 EUR beträgt. 
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Beschluss: 
 

1. Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 wird beschlossen. 
2. Der Haushaltsplan 2017, bestehend aus dem Ergebnisplan, dem Finanzplan, den 

Teilplänen sowie der Vorbericht und die Anlagen werden beschlossen. 
3. Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung lt. Haushaltsplan werden beschlos-

sen. 
 

Stimmenverhältnis: 
einstimmig 
 
 
TOP 5. Beratung und Beschlussfassung über die Mitgliedschaft im Sparkassen-
Zweckverband   
 
1. rechtlicher Hintergrund: 

Das Schleswig-Holsteinische Landesverfassungsgericht hat im Jahr 20101 die nach der 

Amtsordnung prinzipiell unbegrenzte Übertragung von Selbstverwaltungsaufgaben von 

Gemeinden auf die Ämter als unzulässig erachtet. Der Gesetzgeber wurde verpflichtet, 

eine verfassungskonforme Rechtslage bis spätestens zum 31. Dezember 2014 zu 

schaffen. Daraufhin erfolgte im Jahr 2012 eine Novellierung diverser kommunalverfas-

sungsrechtlicher Vorschriften. Insbesondere wurde der § 5 der Amtsordnung neu ge-

fasst: Danach können Gemeinden seither maximal fünf Selbstverwaltungsaufgaben 

aus einem 16 Aufgaben umfassenden Katalog dem Amt übertragen. 

 

Ferner sah die Amtsordnung bis 2012 vor, dass die Kirchspielslandgemeinden in Dith-

marschen die Aufgaben weiterführen können, die sie bei In-Kraft-Treten der Amtsord-

nung über die Selbstverwaltungsaufgaben, die Weisungsaufgaben sowie die übertra-

genen Aufgaben hinaus bereits wahrgenommen hatten. Die Regelung über diese über-

kommenen Aufgaben ist im Zuge der Novellierung der Amtsordnung 2012 ersatzlos 

gestrichen worden. 

 

2. Ausgangslage: 

Die Sparkasse Hennstedt-Wesselburen wird auf der Grundlage der §§ 2 ff. des Geset-

zes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) von einem Zweckverband getragen. Der 

Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit. Nach 

der geltenden Zweckverbandssatzung sind derzeit Mitglied im Zweckverband Sparkas-

se Hennstedt-Wesselburen und damit Träger der Sparkasse Hennstedt-Wesselburen 

 das Amt Kirchspielslandgemeinden Eider, 

 das Amt Büsum-Wesselburen und  

 das Amt Kirchspielslandgemeinde Heider Umland. 

 

Die Trägerschaft von Sparkassen ist als historisch überkommene Aufgabe eine Beson-

derheit der Ämter im Kreis Dithmarschen. Es kann aber nicht der Zielrichtung der im 

Lichte des Landesverfassungsgerichtsurteils geänderten Amtsordnung entsprechen, 

                                                 
1
 Urteil vom 26. 2. 2010; LVerfG 1/09 
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dass sich Ämter auch bei überkommenen Aufgaben dauerhaft in einer aufgabenträger-

ähnlichen Weise engagieren. Insofern besteht Handlungsbedarf. 

 

Eine Übertragung der Mitgliedschaft im Zweckverband von der Gemeinde auf das Amt 

auf der Grundlage des § 5 der Amtsordnung kann nicht in Betracht kommen, da die 

Trägerschaft einer Sparkasse nicht zum Katalog der übertragungsfähigen Aufgaben 

gehört. 

 

3. Zielsetzung: 

Mit dem Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landesverfassungsgerichts aus dem Jah-

re 2010 ist gezielt die gemeindliche kommunale Selbstverwaltung gestärkt worden. Die 

darauf basierende Änderung der kommunalverfassungsrechtlichen Vorschriften trägt 

dem Rechnung. Um im Hinblick auf die Mitgliedschaft im Zweckverband der Sparkasse 

eine zukunftsfähige Lösung zu erreichen, sollten die amtsangehörigen Gemeinden un-

mittelbar Mitglied des Zweckverbandes werden und im Zweckverband die Ämter erset-

zen. Durch die originäre Mitgliedschaft der Gemeinden im Zweckverband werden die 

Beteiligungs- und Vermögensrechte der einzelnen Gemeinden gestärkt. Für die Um-

setzung ist Folgendes zu beachten: 

 

3.1. Gemeindlicher Aufgabenentzug, Mitgliedschaft im Zweckverband: 

Zunächst müssen die Gemeinden dem Amt die Aufgabe, Trägerschaft der Sparkasse 

und folglich die Mitgliedschaft im Zweckverband entziehen. Darüber hinaus haben die 

Gemeinden über die originäre Mitgliedschaft im Zweckverband zu beschließen. Gleich-

zeitig müssen die Ämter ihre Mitgliedschaft im Zweckverband aufgeben. Mit der Mit-

gliedschaft im Zweckverband sind die Gemeinden unmittelbar an der Trägerschaft der 

Sparkasse beteiligt. Damit fallen den Gemeinden anteilig Beteiligungs- und Vermö-

gensrechte zu. 

 

Der heutige Zweckverband ist aus den früheren Ämtern Kirchspielslandgemeinde 

Hennstedt, Kirchspielslandgemeinde Lunden, Kirchspielslandgemeinde Tellingstedt, 

Kirchspielslandgemeinde Weddingstedt, Kirchspielslandgemeinde Wesselburen sowie 

der Stadt Wesselburen und der Gemeinde Wöhrden entstanden. Diese Gemeinden 

und Ämter bzw. deren Rechtsvorgänger haben ursprünglich den Zweckverband ge-

gründet. An der Gründung nicht beteiligt waren die früheren Ämter 

Kirchspielslandgemeinde Heide-Land (Ausnahme: Gemeinde Wöhrden) und 

Kirchspielslandgemeinde Büsum. Die Gemeinden dieser früheren Ämter sind unmittel-

bar oder – über den Zweckverband Verbandssparkasse Meldorf – mittelbar am Zweck-

verband Sparkasse Westholstein beteiligt. Damit können diese Gemeinden nicht 

gleichzeitig Mitglied des Zweckverbandes Sparkasse Hennstedt-Wesselburen werden. 

 

Die künftigen Mitglieder des Zweckverbandes Sparkasse Hennstedt-Wesselburen sind 

dem Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages, über das Ausscheiden der Ämter 

Kirchspielslandgemeinden Eider, Büsum-Wesselburen und Kirchspielslandgemeinde 

Heider Umland aus dem Zweckverband Sparkasse Hennstedt-Wesselburen sowie über 

den Beitritt von amtsangehörigen Gemeinden dieser Ämter zum Zweckverband Spar-

kasse Hennstedt-Wesselburen zu entnehmen (Anlage 1). 
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3.2. Zeitpunkt des Übergangs der Mitgliedschaft im Zweckverband von den Ämtern 

auf die Gemeinden 

Damit die Trägerschaft über die Sparkasse dauerhaft gewährleistet ist, müssen sowohl 

der Aufgabenentzug als auch die Mitgliedschaft im Zweckverband zu einem festen 

Stichtag in der Zukunft erfolgen. Das Amt selbst muss ebenfalls die Beendigung der 

Mitgliedschaft im Zweckverband unmittelbar vor dem festgelegten Stichtag beschlie-

ßen. Mit dem Stichtag geht dann die Aufgabe vom Amt auf die Gemeinden über. 

 

Direkt nach dem Ausscheiden der drei Ämter aus dem Zweckverband würden die Ge-

meinden Mitglied im Zweckverband werden. Aus kommunalverfassungsrechtlichen 

Gründen können die drei Ämter des Zweckverbandes Sparkasse Hennstedt-

Wesselburen jedoch nicht gleichzeitig aus dem Zweckverband ausscheiden. Hinter-

grund dafür ist, dass sich innerhalb einer juristischen Sekunde des Ausscheidens aller 

drei Ämter aus dem Zweckverband dieser auflösen müsste. Um diese Rechtsproble-

matik zu vermeiden, wird das Amt Kirchspielslandgemeinden Eider einen Tag früher 

aus dem Zweckverband ausscheiden als die Ämter Büsum-Wesselburen und 

Kirchspielslandgemeinde Heider Umland. Gleichermaßen würden die Gemeinden des 

Amtes Kirchspielslandgemeinden Eider ebenfalls einen Tag früher Mitglied im Zweck-

verband werden als die Gemeinden der Ämter Büsum-Wesselburen und 

Kirchspielslandgemeinde Heider Umland. Dieses Vorgehen gewährleistet, dass der 

Zweckverband zu jedem Zeitpunkt über Mitglieder verfügt. Die Rechtsproblematik der 

juristischen Sekunde würde sich in dem Fall nicht stellen. 

 

Nach Beschlussfassung aller Gemeinden über den Aufgabenentzug und die Mitglied-

schaft im Zweckverband wird diese durch Unterzeichnung des öffentlich-rechtlichen 

Vertrages durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister begründet (siehe Ver-

tragsentwurf, Anlage 1). Zu Beginn des Jahres 2017 wird die Zweckverbandsversamm-

lung die Zweckverbandssatzung ändern. Die Zweckverbandsversammlung soll zeitlich 

und räumlich mit der Sitzung des Wegeunterhaltungsbandes Dithmarschen möglichst 

im Januar 2017 verbunden werden. 

 

3.3. Anteils- und Haftungsquoten: 

Nach der derzeitigen Verbandssatzung sind die Ämter mit folgenden Anteils- und Haf-

tungsquoten (Amtsquoten) Mitglied im Zweckverband Sparkasse Hennstedt-

Wesselburen: 

 Amt Kirchspielslandgemeinden Eider 52,5 %, 

 Amt Büsum-Wesselburen 30,0 %, 

 Amt Kirchspielslandgemeinde Heider Umland 17,5 %. 

 

Auf der Grundlage des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/49/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssys-

teme (DGSD-Umsetzungsgesetz) verfügen die deutschen Sparkassen über ein insti-

tutsbezogenes Sicherungssystem. Bei einer wirtschaftlichen Schieflage eines Instituts 

würde zunächst ein regionaler Sparkassenstützungsfonds greifen, der bei Bedarf durch 
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einen überregionalen Ausgleich ergänzt wird. Im Übrigen haftet nach § 4 Abs. 3 des 

Sparkassengesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Sparkassengesetz – SpkG) für 

Verbindlichkeiten der Sparkasse nicht der Träger, sondern die Sparkasse mit ihrem 

gesamten Vermögen. Bei den festzulegenden Anteils- und Haftungsquoten, die auch 

für mögliche Gewinnausschüttungen relevant sind, stehen somit vermögensrechtliche 

Fragestellungen im Vordergrund. 

 

Die zuvor dargestellten Amtsquoten können historisch aus der Gründung des Zweck-

verbandes abgeleitet werden. Um Vermögensverschiebungen zwischen den Ämtern 

auszuschließen, sollen die bislang geltenden, historisch entstandenen Amtsquoten 

beibehalten werden. Das bedeutet, dass die bisherige Amtsquote künftig den jeweili-

gen amtsangehörigen Gemeinden, die Mitglied im Zweckverband werden, anteilig zu-

gerechnet wird. 

 

Die Aufteilung der derzeit geltenden Amtsquote auf die jeweiligen Gemeinden muss 

nach einem sachgerechten Schlüssel erfolgen. Bereits heute leiten einige Ämter die 

Gewinnabführung nach dem Verhältnis der Einwohnerzahlen an die Gemeinden weiter. 

Ein einwohnerbezogener Schlüssel würde im Übrigen auch mit der Anzahl der Spar-

kassenkunden korrelieren. 

 

Der Anteil der einzelnen Gemeinde an der Amtsquote wird ermittelt, indem ihre statis-

tisch fortgeschriebene Bevölkerungszahl zum 31. März 2015 ins Verhältnis zu der 

Summe der fortgeschriebenen Bevölkerungszahlen aller Gemeinden dieser Gruppe zu 

diesem Stichtag gesetzt wird (Gemeindequote). Sofern Gemeinden in der Vergangen-

heit eine individuelle Quote zugerechnet werden konnte, wird diese Quote berücksich-

tigt2. Die jeweilige Gemeindequote ist im Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages 

‚über das Ausscheiden der Ämter Kirchspielslandgemeinden Eider, Büsum-

Wesselburen und Kirchspielslandgemeinde Heider Umland aus dem Zweckverband 

Sparkasse Hennstedt-Wesselburen sowie über den Beitritt von amtsangehörigen Ge-

meinden dieser Ämter zum Zweckverband Sparkasse Hennstedt-Wesselburen‘ festge-

legt (Anlage 1). Die Errechnung dieser Gemeindequoten ist der Anlage 2 zu entneh-

men. 

 

3.4. Vertretung in der Zweckverbandsversammlung: 

Nach § 9 Abs. 1 GkZ ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister geborenes Mit-

glied der Zweckverbandsversammlung. Den unterschiedlich hohen Gemeindequoten 

muss durch eine Stimmengewichtung Rechnung getragen werden. Bei Überschreiten 

der folgenden Gemeindequoten entsenden die Gemeinden zusätzliche stimmberechtig-

te Mitglieder in die Verbandsversammlung: 

 Gemeindequote von mindestens 3 % ein zusätzliches Mitglied, 

 Gemeindequote von mindestens 6 % zwei zusätzliche Mitglieder, 

 Gemeindequote von mindestens 9 % drei zusätzliche Mitglieder, 

 Gemeindequote von mindestens 12 % vier zusätzliche Mitglieder. 

 

                                                 
2
 Neuenkirchen 2,5%, Wöhrden 3%, Norderwöhrden 2%, Wesselburen 12,5% 
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Die Anzahl der zusätzlichen Mitglieder, die im Entwurf der Verbandssatzung festgelegt wird, ist 

der beigefügten Anlage 2 zu entnehmen. 

 
Beschluss:  
1. Die Gemeindeversammlung beschließt, dem Amt Kirchspielslandgemeinden Eider 

die Mitgliedschaft im Zweckverband Sparkasse Hennstedt-Wesselburen und damit 

die Aufgabe der Trägerschaft der Sparkasse mit Ablauf des 17. Februar 2017 zu 

entziehen. 

 

2. Die Gemeindeversammlung beschließt, dass die Gemeinde Bergewöhrden mit Wir-

kung vom 18. Februar 2017 selbst Mitglied im Zweckverband Sparkasse Hennstedt-

Wesselburen wird. Die weiteren Mitglieder sind dem Entwurf des öffentlich-

rechtlichen Vertrages, über das Ausscheiden der Ämter Kirchspielslandgemeinden 

Eider, Büsum-Wesselburen und Kirchspielslandgemeinde Heider Umland aus dem 

Zweckverband Sparkasse Hennstedt-Wesselburen sowie über den Beitritt von 

amtsangehörigen Gemeinden dieser Ämter zum Zweckverband Sparkasse 

Hennstedt-Wesselburen (Anlage 1) zu entnehmen. Der Anteil der Gemeinde Ber-

gewöhrden am Zweckverband beträgt 0,10 % (Haftungs- und Ausschüttungsquote). 

 

3. Der Bürgermeister wird ermächtigt, den als Anlage beigefügten Entwurf des öffent-

lich-rechtlichen Vertrages, über das Ausscheiden der Ämter 

Kirchspielslandgemeinden Eider, Büsum-Wesselburen und 

Kirchspielslandgemeinde Heider Umland aus dem Zweckverband Sparkasse 

Hennstedt-Wesselburen sowie über den Beitritt von amtsangehörigen Gemeinden 

dieser Ämter zum Zweckverband Sparkasse Hennstedt-Wesselburen, dem der 

Entwurf einer Änderung der Zweckverbandssatzung beigefügt ist, zu unterzeichnen 

(Anlage 1). 

 
Stimmenverhältnis: 
einstimmig  
 
 

TOP 6. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Satzung zur Änderung der 
Satzung der Gemeinde Bergewöhrden über die Erhebung einer Hundesteuer 
hier: gefährliche Hunde  
 
Zum 01.01.2016 ist das neue Landesgesetz über das Halten von Hunden (Hundege-
setz) in Kraft getreten. Infolgedessen haben die Kommunen alle Satzungsregelungen 
anzupassen, die auf der alten „Rasseliste“ basieren. 
 
Zurzeit sind in der Satzung folgende Hunde aufgrund ihrer Rasse als gefährliche Hun-
de eingestuft und unterliegen somit einer erhöhten Besteuerung: 
 

Pitbull-Terrier 
American Staffordshire-Terrier 

Staffordshire-Bullterrier 
Bullterrier 
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Um aus Gründen des Lenkungszwecks für die sog. „Listenhunde“ eine höhere Besteu-
erung aufrechtzuerhalten, verwies der Schleswig-Holsteinische Gemeindetag im Info-
intern Nr. 143/15 auf das Gesetz zur Beschränkung des Verbringens oder der Einfuhr 
gefährlicher Hunde in das Inland vom 12.04.2001 (HundeVerbrEinfG; BGBl. I S. 530). 
Dieses Bundesgesetz galt nach Empfehlung des SHGT als Anknüpfungspunkt für eine 
weitere erhöhte Besteuerung für das Halten der aufgeführten Listenhunde. Aus diesem 
Grund mussten unsere Hundesteuersatzungen bisher nicht geändert werden.  
Nun teilte uns der Schleswig-Holsteinische Gemeindetag im Info-intern Nr. 160/16 vom 
29.09.2016 allerdings mit, dass der Schleswig-Holsteinische Landtag am 23.09.2016 
einen Gesetzentwurf der Fraktion der Piraten zur Änderung des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) beschlossen hat, wonach bei der Erhebung der Hundesteuer die Höhe 
des Steuersatzes für das Halten eines Hundes nicht von der Zugehörigkeit des Hundes 
zu einer bestimmten Rasse abhängig gemacht werden darf. 
 
 
Damit soll sich die Wertung des im Januar 2016 in Kraft getretenen Hundegeset-
zes (HundeG), wonach sich die Gefährlichkeit eines Hundes nicht mehr allein 
nach der Zugehörigkeit einer Rasse bemisst, auch in der kommunalen Besteue-
rung wiederfinden. 
 
Im Rahmen der Anhörung hat der SHGT gemeinsam mit den anderen kommunalen 
Landesverbänden die Regelung abgelehnt, weil sie die Finanzhoheit der Gemeinden 
einschränkt und direkten Einfluss auf die zulässigen Gestaltungsmöglichkeiten der 
Steuererhebung nimmt. Nach Einschätzung der Geschäftsstelle des SHGT wird die 
gesetzliche Änderung noch in 2016  in Kraft treten, sodass spätestens dann alle Sat-
zungen entsprechend angepasst werden müssen.  
 
Unabhängig vom Gesetzgebungsverfahren empfiehlt die Verwaltung einen Verzicht auf 
die Anwendung der Rasseliste. Aus aktuellen Gerichtsurteilen ist die Auffassung der 
Gerichte gegen eine höhere Besteuerung aufgrund der Rassezugehörigkeit erkennbar. 
 
Aus diesem Grund sollen nun alle betroffenen Satzungen rückwirkend zum 01.01.2016 
angepasst werden, sodass eine erhöhte Besteuerung für gefährliche Hunde nur dann 
angewendet werden darf, wenn sie von der Ordnungsbehörde als gefährlich eingestuft 
wurden. 
 
Beschluss:  
Die Gemeindeversammlung beschließt die 2. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Gemeinde Bergewöhrden über die Erhebung einer Hundesteuer.  
 
Stimmenverhältnis: 
10 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 
 
 
TOP 7. Beratung und Beschlussfassung über die Satzung für Sondervermögen 
der Gemeinde Hollingstedt für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuer-
wehr Hollingstedt  
 
Mit Änderungsgesetz vom 06.07.2016 wurde das Brandschutzgesetz Schleswig-
Holstein in der Form geändert, dass die Kameradschaftskasse der Freiwilligen Feuer-
wehr nach § 2a Brandschutzgesetz zukünftig als Sondervermögen der Gemeinde zu 
führen ist. 
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Hierzu ist der Erlass der beigefügten Satzung für Sondervermögen der Gemeinde 
Hollingstedt für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Hollingstedt er-
forderlich. Der Satzungstext wurde per Erlass des Innenministeriums des Landes 
Schleswig-Holstein vom 14.09.2016 vorgegeben. Abweichungen von der Mustersat-
zung bedürfen der Zustimmung des Ministeriums. 
 
Die in der Satzung festzulegenden Höchstbeträge/Wertgrenzen werden zurzeit mit der 
Feuerwehr abgestimmt. 
 
Die Freiwillige Feuerwehr Hollingstedt wird von den Gemeinden Bergewöhrden und 
Hollingstedt unterhalten. Entsprechend des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Sicher-
stellung des Brandschutzes zwischen den Gemeinden Bergewöhrden und Hollingstedt 
vom 10./24.10.2012 ist Trägerin der Feuerwehr die Gemeinde Hollingstedt. Die Ge-
meinde Bergewöhrden hat ihr Satzungsrecht auf die Gemeinde Hollingstedt übertra-
gen; ist jedoch vor Erlass von Satzungen, die die übertragenen Aufgaben betreffen, zu 
hören. 
 
Eine Abstimmung mit der Gemeinde Bergewöhrden ist seitens der Gemeinde 
Hollingstedt vorzunehmen. 
 
Beschluss:  
Die Gemeindeversammlung nimmt die vorliegende Satzung für Sondervermögen der 
Gemeinde Hollingstedt für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr 
Hollingstedt zustimmend zur Kenntnis. 
 
Stimmenverhältnis: 
einstimmig 
 
 
TOP 8. Wegeangelegenheiten   
 

 Der Bürgermeister teilt mit, dass nun alle Banketten gemulcht wurden. 

 Mit der Errichtung der zweiten Ausweiche wurde begonnen. Hier wurde bereits 
Sand aufgefahren. 

 Der Bürgermeister hat mit dem Eider-Treene-Verband Kontakt aufgenommen und  
wegen dem Austausch eines Rohres nachgefragt. Dieser teilte mit, dass für derarti-
ge Arbeiten die Gemeinde zuständig ist. Der Eider-Treene-Verband ist lediglich für 
alles Fließende zuständig. Somit muss die Gemeinde sich um den Austausch des 
Rohres kümmern. Das neue Rohr sollte dann mindestens wieder genau so groß 
sein, wie das alte Rohr. Wenn das Rohr ausgetauscht wird, soll auch der Baum-
stubben entfernt werden. Dabei muss dann allerdings auf die Kabel geachtet wer-
den. Diese Arbeiten sollen im nächsten Jahr von einer Firma vorgenommen wer-
den, bevor die Straße neu asphaltiert wird. Hierfür wird sich der Bürgermeister drei 
Angebote von verschiedenen Firmen einholen (Cornelius, Bremer u. Hollensen).  

 Bernd Rohwedder regt an, dass an einigen Stellen noch kleine Abschnitte asphal-
tiert werden sollten. Dies wurde bisher aber noch nicht durchgeführt. Es wird kurz 
über diese Angelegenheit diskutiert.  

 Der Vorsitzende teilt mit, dass die zwei defekten Straßenlampen wieder repariert   
wurden.  
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 Anschließend fragt Thomas Thomsen an, ob die Zeiteinstellung bei der Straßenbe-
leuchtung geändert werden kann, sodass die Straßenlampen morgens eine Stunde 
länger leuchten. Dies soll entsprechend umgesetzt werden.  

 

 
TOP 9. Eingaben und Anfragen   
 

 Bernd Rohwedder fragt an, warum die Gemeinde keine Kassenprüfung mehr beim 
Amt macht, obwohl vor ein paar Jahren drei Leute für die Prüfung gewählt wurden. 
Es wird eingehend über dieses Thema diskutiert. Am Ende kommt man überein, 
dass der Bürgermeister Rücksprache mit Frau Sünje Jasper von der Amtsverwal-
tung halten wird, ob die Gemeinde mal wieder eine Belegprüfung durchführen kann. 
Die Prüfung soll dann auch wieder jährlich durchgeführt werden.  
Im gleichen Zug soll auf der nächsten Sitzung ein neuer Ausschuss für die Beleg-
prüfung gewählt werden. Hierfür wurden bereits folgende Personen vorgeschlagen:  
1. Uwe Schmidt 
2. Michael Röttger 
3. Thomas Thomsen 
 

 Der Bürgermeister spricht das Thema Obstplantage von der letzten Sitzung noch-
mal an. Hier soll nun nochmal eine Begehung stattfinden. 

 

 Beim Plattenweg bei Familie Thomsen muss die Spurbahn sowie die Mitte des We-
ges wieder aufgefüllt werden.  
Die Arbeiten sollen im Frühjahr vorgenommen werden. 

 

 Thomas Thomsen fragt an, warum nun alle Straßenkanten gemulcht wurden, ob-
wohl es sonst immer die Landbesitzer selbst gemacht haben. Hierzu werden ent-
sprechende Erläuterungen gegeben.  

 

 Es wird noch über das Entfernen einiger Büsche gesprochen. 
 

 Außerdem teilt der Bürgermeister mit, dass die Gemeinde Hennstedt den Winter-
dienst in der Gemeinde Bergewöhrden mit übernimmt. Im Frühjahr werden die Ar-
beiten dann im Stundenlohn abgerechnet. 

 
 
 
 
 
 
 

(Block)  (Hansen) 
Vorsitzender  Protokollführerin 

 
Verteiler: 
 
Anwesende Bürger/-innen, GB-Leitung, GSB, AV, Akte, Auszüge verteilt, Freigabe Ratsinfo, Protokoll-
buch. (us) 
 


